
 

03 | 2022 
10.03.2022 

 

 
 
 

 

 



 

03 | 1 
10.03.2022 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

Editorial ............................................................................................................................................................... 2 

Krieg in der Ukraine verändert energiepolitische Rahmenbedingungen grundlegend.................................... 2 

Europa.................................................................................................................................................................. 3 

Green Deal: Das Frühjahr 2022 steht auch im Zeichen der Umweltpolitik ........................................................ 3 

Beschränkungsvorschlag für PFAS in Löschschäumen .............................................................................................. 4 

REACH: ECHA-Webinar zu Tattoo-Farben .................................................................................................................... 4 

RoHS: Aus für Quecksilber in diversen Lampen ........................................................................................................... 5 

Konsultation zur möglichen Beschränkung von Mikroplastik ................................................................................. 5 

Bodenbewirtschaftung: Konsultation eröffnet ............................................................................................................ 5 

CBAM: Handelsausschuss des Europaparlaments scheitert mit Positionsfindung ........................................... 6 

Hohe Energiepreise: Europäische Kommission legt Mitteilung zu Abhilfemaßnahmen vor ......................... 7 

Deutschland ........................................................................................................................................................ 9 

EEG-Umlage wird zum 1. Juli 2022 abgeschafft ........................................................................................................ 9 

Bundesregierung gibt Teil der Ölreserven frei und kauft LNG ..............................................................................10 

Vorsorgeplan der Bundesregierung zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit .....................................10 

KfW-Förderung für energieeffiziente Gebäudesanierung startet wieder ..........................................................11 

Webinar zur Ausweitung der Registrierungspflicht im Verpackungsgesetz .....................................................13 

UN-Abkommen gegen Plastikmüll in der Umwelt ....................................................................................................13 

Sammlung von Altgeräten in Deutschland steigt 2020 an ....................................................................................14 

Neues aus den Projekten ................................................................................................................................. 14 

AHK startet deutsch-baltische Kooperation zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft .......................................14 

Neue Vorreiter gesucht: Jetzt Klimaschutz-Unternehmen werden! ...................................................................15 

Machen Sie mit beim Projekt „Wege zum klimaneutralen Unternehmen“! .....................................................15 

Veranstaltungen ............................................................................................................................................... 16 

Erneuerbare Energien für den Klimaschutz: der Green Deal als Chance für den Mittelstand?..................16 

Webinar zur Abfallwirtschaft in Lateinamerika ........................................................................................................17 

Online-Seminar: Die Circular Economy im industriellen Mittelstand ................................................................18 

 

 

 



 

03 | 2 
10.03.2022 

 

Editorial 

  Krieg in der Ukraine verändert energiepolitische 

Rahmenbedingungen grundlegend 

Hohe Energiepreise stellen 
Unternehmen vor große 
Probleme 

Seit dem 24. Februar 2022 fällt es schwer, sich dem energie- und um-

weltpolitischen „Alltagsgeschäft“ zu widmen. Der Krieg Russlands ge-

gen die Ukraine und das Leid der ukrainischen Bevölkerung stehen zu-

recht im Fokus der Öffentlichkeit. Sie bestimmen auch die Arbeit der 

IHK-Organisation und vieler Mitgliedsunternehmen, die Standorte und 

vor allem rund 50 000 Mitarbeiter in der Ukraine haben. Der DIHK hat 

die Initiative #WirtschaftHilft gestartet, um Unterstützungsmaßnah-

men zu bündeln, die auch von den Auslandshandelskammern ergriffen 

wurden. Zugleich hat die deutsche Wirtschaft großes Verständnis für 

die harten Sanktionen der Europäischen Union und ihrer Verbündeten 

gegen Russland. Daran hat auch der DIHK-Präsident Peter Adrian kei-

nen Zweifel gelassen. 

Obwohl der weitere Kriegsverlauf kaum absehbar ist, steht heute schon 

fest: der Kontext der deutschen und europäischen Energie- und 

Klimapolitik hat sich durch den russischen Einmarsch in die Ukraine 

grundlegend verändert. Die Abhängigkeit Deutschlands von russischen 

Energie- und Rohstofflieferungen entpuppt sich als Herausforderung, 

der sich Politik und Wirtschaft stellen müssen. Russland kann - trotz 

der aktuellen Einhaltung vertraglicher Verpflichtungen - nicht mehr 

vorbehaltlos als sicherer Lieferant von Energie und Rohstoffen gelten.  

Politik und Wirtschaft werden sich, auch in der kurzen Frist, um eine 

Diversifizierung der Lieferländer bemühen müssen, um die Resilienz zu 

steigern. Für den nächsten Winter erscheint es unabdingbar, eine aus-

reichende Befüllung der Gasspeicher in Deutschland sicherzustellen. 

Eingriffe in den Markt sollten hierbei aber auf das notwendige Mini-

mum beschränkt werden. Zudem sind europäische Lösungen im Inte-

resse der energieverbrauchenden Unternehmen, da Speicherressourcen 

gemeinsam effizienter genutzt werden können. Mehr Zeit in Anspruch 

nehmen wird der Bau von Importterminals für Flüssigerdgas, den die 

Bundesregierung in Aussicht gestellt hat. In einigen Jahren können 

diese Anlagen jedoch zu einer sichereren Gasversorgung beitragen. De-

ren Nutzung für den Import klimafreundlicher Energieträger wie Was-

serstoff sollte von Anfang an mitgedacht werden. 

Ein schneller Ausbau erneuerbarer Energien und der notwendigen Net-

zinfrastruktur wird perspektivisch ebenfalls einen entscheidenden Bei-

trag leisten, die Abhängigkeit Deutschlands von fossilen Energieimpor-

ten zu reduzieren. Ihm sollte höchste Priorität eingeräumt werden - 

obwohl in einer Übergangszeit noch große Mengen Erdgas für das Ge-

https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/krise-russland-ukraine-wirtschaftssanktionen/ukraine-viele-unternehmer-wollen-helfen-und-tun-es-schon-67268
https://www.stern.de/news/dihk-praesident--grosses-verstaendnis-in-deutscher-wirtschaft-fuer-harte-sanktionen-31659364.html
https://www.stern.de/news/dihk-praesident--grosses-verstaendnis-in-deutscher-wirtschaft-fuer-harte-sanktionen-31659364.html
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lingen der deutschen Energiewende benötigt werden. Und auch ein be-

achtlicher Anteil der klimafreundlichen Energieträger wie erneuerbarer 

und blauer Wasserstoff werden zukünftig importiert werden. Hier be-

steht analog zur Lieferung fossiler Energien die Notwendigkeit, Import-

routen von Beginn an zu diversifizieren, um zu starke Abhängigkeiten 

von einzelnen Lieferländern zu vermeiden.  

Für viele Unternehmen stellt neben der Sicherheit auch die Bezahlbar-

keit der Energieversorgung eine immense Herausforderung dar. Bereits 

vor dem russischen Einmarsch in die Ukraine haben die Erdgas- und 

Strompreise ein Niveau erreicht, das insbesondere energieintensive Be-

triebe in existenzielle Nöte bringt. Mehr als die Hälfte der Unterneh-

men fürchtet laut einer noch unveröffentlichten DIHK-Umfrage auf-

grund der aktuellen Preisentwicklung den Verlust der eigenen Wettbe-

werbsfähigkeit.  

Leider ist vor dem Hintergrund des Kriegs in der Ukraine mit einer Ent-

spannung der Lage auf den Energiemärkten in absehbarer Zeit nicht zu 

rechnen. Unternehmen, die wegen der Ukraine-Krise unverschuldet in 

Not geraten, sollten daher von der Politik kurzfristig mit Krediten und 

Zuschüssen unterstützt werden. Darüber hinaus bedarf es rasch einer 

strukturellen Entlastung bei den Energiepreisen. Die Haushaltsfinanzie-

rung der EEG-Umlage ab Mitte des Jahres ist ein wichtiger Schritt, auf 

den jedoch weitere Entlastungsmaßnahmen wie der im Rahmen des 

Kohleausstiegs vereinbarte Zuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten 

folgen sollten. (Julian Schorpp) 

 

Europa 

  Green Deal: Das Frühjahr 2022 steht auch im 

Zeichen der Umweltpolitik 

Auf Unternehmen kommen 
neue Regulierungsvorschläge 
zu 

Während in den vergangenen Monaten vor allem die energiepolitischen 

Vorhaben aus dem Green Deal von sich Reden machten, stehen im 

Frühjahr 2022 etwa auch Kreislaufwirtschaft und Nachhaltigkeit im 

Fokus der EU. Insgesamt ist für Unternehmen in den kommenden Mo-

naten eine Vielzahl umweltpolitischer Initiativen aus Brüssel zu erwar-

ten.  

So will die EU-Kommission am 30. März 2022 ihre sogenannte 

Sustainable Product Initiave, kurz SPI, präsentieren. Diese soll als Vor-

schlag grundsätzliche legislative Vorgaben zur Steigerung der Haltbar-

keit, Wiederverwendbarkeit und Wiederverwertbarkeit von diversen 
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Produkten beinhalten. In diesem Zusammenhang dürfte es möglicher-

weise zu einer weitgehenden Überarbeitung der Ökodesign-Richtlinie 

kommen.  

Auch im Bereich der Baumaterialien könnte es mittelfristig zu neuen 

europäischen Vorgaben für Unternehmen kommen. So will die EU-

Kommission voraussichtlich ebenfalls am 30. März 2022 ihren Vor-

schlag zur Novelle der EU-Bauprodukteverordnung präsentieren. Diese 

legt Anforderungen an Bauprodukte fest und ermöglicht den freien 

Verkehr von Bauprodukten auf dem EU-Binnenmarkt. Die EU-Kommis-

sion will mit dieser kommenden Novelle nach eigener Darstellung unter 

anderem die Wiederverwertbarkeit von Bauprodukten steigern. 

Zu guter Letzt will die EU-Kommission am 30. März 2022 voraussicht-

lich auch ihre EU-Textilstrategie vorlegen. Die Strategie soll laut Kom-

mission die Produktion, die Wiederverwertung und den Einsatz von Se-

kundärrohstoffen im Bereich der Textilien adressieren. Konkret stehen 

etwa mögliche Mindesteinsatzquoten für Rezyklate oder ein potenziel-

les Verbot der Vernichtung nicht verkaufter Waren im Raum. Ebenso 

will die Kommission nach eigenen Angaben mit der Strategie die Wett-

bewerbsfähigkeit betroffener Unternehmen stärken.  

Voraussichtlich im April und Juli dieses Jahres sollen dann erste Vor-

schläge der EU-Kommission zu Novellen der Industrieemissionsrichtli-

nie und der Verpackungsrichtlinie folgen. (Moritz Hundhausen) 

 

  Beschränkungsvorschlag für PFAS in Löschschäu-

men 

Aktuelle Entwicklungen in 
der europäischen Chemikali-
enpolitik 

Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) hat am 23. Februar 2022 

einen Vorschlag zum EU-weiten Verbot von per- und polyfluorierten 

Alkylsubstanzen (PFAS) in Feuerlöschschäumen vorgelegt.  

Betroffen sind die Vermarktung, die Verwendung und der Export. Eine 

Konsultation u. a. für Unternehmen soll laut ECHA bereits im März 

2022 folgen. 

Die Mitteilung der ECHA finden Sie hier. (Moritz Hundhausen) 

 

 
 

REACH: ECHA-Webinar zu Tattoo-Farben 

29.03.2022 Seit dem 5. Januar 2022 ist der Einsatz bestimmter Stoffe in Gemi-

schen zur Verwendung in Tätowier-Farben und Permanent Make-up in 

https://echa.europa.eu/-/proposal-to-ban-forever-chemicals-in-firefighting-foams-throughout-the-eu
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der EU beschränkt (REACH Annex XVII). Dazu organisiert die Europäi-

sche Chemikalienagentur (ECHA) am 29. März 2022 ein Informations-

webinar für betroffene Unternehmen.  

Dabei soll es laut ECHA um technische Fragen der Umsetzung etwa von 

Farbenherstellern oder Tätowierbetrieben gehen. Weitere Informatio-

nen und die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie auf der Website der 

ECHA. (Moritz Hundhausen) 

 

 
 

RoHS: Aus für Quecksilber in diversen Lampen 

Delegierte Verordnungen Die EU-Kommission hat am 24. Februar 2022 insgesamt 12 Delegierte 

Verordnungen angenommen, um mehrere Ausnahmen zur Verwendung 

von Quecksilber in Lampen im Rahmen der RoHS-Richtlinie zu been-

den. Hintergrund ist laut Mitteilung der EU-Kommission die Verfügbar-

keit von Alternativen.  

Die Mitteilung der Kommission mit weiteren Informationen finden Sie 

hier. (Moritz Hundhausen) 

 

 
 

Konsultation zur möglichen Beschränkung von 

Mikroplastik 

Unternehmen können sich bis 
zum 17. Mai 2022 beteiligen 

Die EU-Kommission hat eine öffentliche Konsultation zur geplanten 

Eindämmung der Umweltfolgen durch Mikroplastikemissionen eröffnet. 

Das Vorhaben geht auf den Green Deal zurück. Mögliche Maßnahmen 

der Kommission umfassen die Kennzeichnung, Zertifizierung und Regu-

lierung von Produkten, die Mikroplastik in größerem Maße freisetzen. 

Mit einem Verordnungsvorschlag der Kommission ist aktuell zum Ende 

dieses Jahres zu rechnen. 

Die Konsultation der Kommission finden Sie hier. (Moritz Hundhausen) 

 

 
 

Bodenbewirtschaftung: Konsultation eröffnet 

Unternehmen können sich bis 
zum 16. März 2022 beteili-
gen 

Die EU-Kommission hat eine sogenannte Sondierungskonsultation zum 

Schutz, der nachhaltigen Bewirtschaftung und der Wiederherstellung 

von Böden - konkret zu einem möglichen EU-Bodengesundheitsgesetz 

- eröffnet. Hintergrund ist die Nullschadstoff-Ambition aus dem Green 

Deal.  

https://echa.europa.eu/de/-/reach-restriction-of-hazardous-substances-in-tattoo-inks-and-permanent-make-up?utm_source=echa-weekly&utm_medium=email&utm_campaign=weekly&utm_content=20220209&_cldee=aHVuZGhhdXNlbi5tb3JpdHpAZGloay5kZQ%3d%3d&recipientid=lead-aa1352ad0c0ce81180fb005056952b31-a15a5e6709a34f47ab70899b51d6f037&esid=e3bb8451-8689-ec11-8135-005056b9310e
https://echa.europa.eu/de/-/reach-restriction-of-hazardous-substances-in-tattoo-inks-and-permanent-make-up?utm_source=echa-weekly&utm_medium=email&utm_campaign=weekly&utm_content=20220209&_cldee=aHVuZGhhdXNlbi5tb3JpdHpAZGloay5kZQ%3d%3d&recipientid=lead-aa1352ad0c0ce81180fb005056952b31-a15a5e6709a34f47ab70899b51d6f037&esid=e3bb8451-8689-ec11-8135-005056b9310e
https://ec.europa.eu/environment/news/commission-publishes-delegated-acts-ending-use-mercury-lamps-2022-02-24_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12823-Umweltverschmutzung-durch-Mikroplastik-Ma%C3%9Fnahmen-zur-Eindammung-der-Umweltfolgen_de
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Diese Initiative - der Bodenstrategie 2030 folgend - soll laut EU-Kom-

mission dazu beitragen, den physikalischen, chemischen und biologi-

schen Zustand der Böden zu verbessern. Dahinter steht das langfristige 

Ziel, bis zum Jahr 2050 alle Bodenökosysteme in der EU in einen ge-

sunden Zustand zu versetzen.  

Die dazu offenbar erwogenen Handlungsoptionen der Kommission sind 

vielfältig. Diese umfassen laut Begleitdokument zur Konsultation etwa 

Vorgaben für Unternehmen zur nachhaltigen Bodennutzung oder auch 

eine Überwachung der Bodenzustände in der EU. Ferner steht offenbar 

die Identifizierung und Sanierung kontaminierter Böden unter Einbe-

ziehung des Verursacherprinzips im Fokus der Kommissionserwägun-

gen. Auch ein möglicher Bodenaushub-Pass oder ein Bodengesund-

heitszertifikat bei Grundstücksverkäufen findet im Begleitdokument der 

Kommission als Handlungsoption Erwähnung.  

Die Kommission plant die Vorlage eines Rechtsaktvorschlages im 2. 

Quartal 2023.   

Die Konsultation der Kommission finden Sie hier. (Moritz Hundhausen) 

 

 
 

CBAM: Handelsausschuss des Europaparlaments 

scheitert mit Positionsfindung 

Keine Mehrheit für Bericht Der Ausschuss für internationalen Handel des Europäischen Parlaments 

konnte sich bei einer Abstimmung am 28. Februar 2022 nicht auf eine 

gemeinsame Position zum Vorschlag der Europäischen Kommission zur 

Einführung eines CO2-Grenzausgleichsmechanismus einigen. Der Be-

richt der schwedischen Berichterstatterin Karin Karlsbro zum Carbon 

Border Adjustment Mechanism (CBAM) fand unter den Abgeordneten 

nicht die notwendige Mehrheit. 

Der Handelsausschuss, formell ohne Position, wird somit anders als ur-

sprünglich geplant nicht an den Verhandlungen des Parlaments mit den 

Mitgliedsstaaten im Rat teilnehmen. Diese können beginnen, sobald 

Parlament und Rat sich auf ihre jeweiligen Verhandlungspositionen ge-

einigt haben, womit frühestens kurz vor der Sommerpause zu rechnen 

ist. Federführend ist im Europaparlament der Umweltausschuss für den 

Vorschlag zur Einführung eines CO2-Grenzausgleichsmechanismus zu-

ständig. 

Umstritten waren im Handelsausschuss insbesondere Forderungen nach 

dem Auslaufen der freien Zuteilung im Europäischen Emissionshandels-

system. Letzter führt zu einem signifikanten Anstieg der CO2-Kosten 

für alle vom CBAM erfassten Wirtschaftszweige. Auch über die Ver-

wendung der durch den CBAM generierten Einnahmen herrsche keine 

Einigkeit. (Julian Schorpp) 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13350-Bodengesundheit-Schutz-nachhaltige-Bewirtschaftung-und-Wiederherstellung-von-Boden-in-der-EU_de
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Hohe Energiepreise: Europäische Kommission 

legt Mitteilung zu Abhilfemaßnahmen vor 

Unterstützung für Unterneh-
men geplant 

Die Europäische Kommission hat am 8. März 2022 eine Mitteilung zum 

Umgang mit den explodierenden Energiepreisen und Europas Abhän-

gigkeit von Gasimporten aus Russland vorgelegt. Letztere könnten nach 

Angaben der Brüsseler Behörde bis Ende des Jahres um zwei Drittel re-

duziert werden. Europäische Unternehmen sollen bei der Bewältigung 

der Energiepreiskrise unterstützt werden. 

Die zentralen Maßnahmen der Mitteilung:  

− Gasversorgungssicherheit stärken 

Die Kommission wird bis April einen Gesetzgebungsvorschlag zu Spei-

cherfüllständen vorlegen. Die Gasspeicher in der EU sollen bis zum 1. 

Oktober eines jeden Jahres im Durchschnitt einen Füllstand von 90 

Prozent erreichen. Um die Speichernutzung attraktiver zu machen, sol-

len keine Netzentgelte mehr anfallen. Zudem kündigt die Kommission 

an, Vorschläge für eine gerechte Kosten für die Gasversorgungssi-

cherheit innerhalb der EU vorzulegen. 

Gasspeicher sollen durch die Gesetzgebung als kritische Infrastruk-

tur eingestuft werden. Zudem sollen Regelungen eingeführt werden, 

um die mit dem Besitz der Speicher verbundene Risiken zu adressieren. 

Die Anpassungen hätten zur Folge, dass zertifiziert werden müsste, 

dass die Besitzverhältnisse keine Bedrohung für die Versorgungssicher-

heit darstellen. Die Kommission unterstreicht in ihrer Mitteilung, dass 

die Mitgliedstaaten für den nächsten Winter staatliche Beihilfen ge-

währen können, um ausreichende Füllstände zu erreichen (z. B. durch 

Differenzkontrakte). 

Zudem bietet sie an, die Befüllung der Gasspeicher zu koordinieren, 

zum Beispiel durch gemeinsame Einkäufe, die über eine europäische 

Plattform abgewickelt werden könnten. Untersuchungen der Kommis-

sion zu möglichen Verstößen gegen die Wettbewerbsregeln sollen fort-

geführt werden. Die Mitteilung nennt in diesem Zusammenhang die 

auffällig niedrigen Füllstände der Gasspeicher in Besitz von Gazprom. 

− Unterstützung für besonders stark betroffene Unternehmen 

Die Kommission kündigt an, in Kürze eine Konsultation der Mitglied-

staaten über die Schaffung eines temporären Beihilferahmens für die 

aktuelle geopolitische Krise zu starten. Dadurch könnten allen Unter-

nehmen und insbesondere energieintensiven Betrieben, die unmittelbar 

oder mittelbar von der Krise betroffen sind, Liquiditätshilfen gewährt 

werden, u. a. um steigende Energiekosten zu kompensieren. 

https://energy.ec.europa.eu/repowereu-joint-european-action-more-affordable-secure-and-sustainable-energy_en
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Darüber hinaus hat die Kommission die Mitgliedstaaten hinsichtlich ei-

ner Anpassung der Leitlinien für Beihilfen im Rahmen des Europäi-

schen Emissionshandel konsultiert. Ziel der Anpassung ist es, 

die Strompreiskompensation auf zusätzliche Sektoren auszuweiten. 

Schließlich verweist die Kommission auf die Möglichkeit der Mitglieds-

staaten, Unternehmen heute schon kurzfristig Liquiditätshilfen zu ge-

währen. Die Regeln hierfür sind in Leitlinien für staatliche Beihilfen zur 

Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 

Schwierigkeiten festgelegt. 

− Ausbau der erneuerbaren Energien beschleunigen 

Hierzu sollen Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt 

werden. Im Mai wird die Kommission Empfehlungen an die Mitglieds-

staaten vorlegen. 

In ihrer Mitteilung fordert die Kommission die Mitgliedstaaten auf, den 

Ausbau erneuerbarer Energien als im öffentlichen Interesse zu definie-

ren. Verweise auf mögliche rechtliche Anpassungen wurden jedoch aus 

der Mitteilung gestrichen. Gleiches gilt für die Bezüge zur FFH- und 

Wasserrahmen-Richtlinie, die in Entwürfen noch enthalten waren. 

Im Juni soll eine Mitteilung zur Solarenergie vorgelegt werden, die 

Maßnahmen zur Stärkung der europäischen Solarindustrie und eine 

Initiative für die Dachflächen-PV enthalten soll. Auch die Installation 

von Wärmepumpen soll beschleunigt werden, ohne dass die Mitteilung 

konkrete Maßnahmen aufführt. 

Die Kommission empfiehlt die Biogasproduktion in der EU bis zum Jahr 

2030 auf 35 Milliarden Kubikmeter zu steigern. Die Mitgliedstaaten 

sollen Finanzmittel der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Förderung der 

Biogasproduktion einsetzen. 

− Wasserstoffproduktion und Anwendung beschleunigen 

Die Kommission kündigt an, die Genehmigung von Beihilfen prioritär zu 

behandeln. So soll die Bewertung der ersten IPCEI-Anträge spätestens 

sechs Wochen nach der Notifizierung bei der Kommission veröffent-

licht werden, so dass die Genehmigungen bis zum Sommer erfolgen 

könnten. 

Für die EU gibt die Kommission das Ziel aus, im Jahr 2030 10 Millionen 

Tonnen grünen Wasserstoff zu importieren. Hierfür soll eine „Global 

European Hydrogen Facility“ geschaffen werden und Partnerschaften 

mit Drittländern (Green Hydrogen Partnerships) geschlossen werden, 

die große Mengen erneuerbaren Wasserstoff produzieren können. Die 

heimische Wasserstoffproduktion bis 2030 soll um 5 Millionen Tonnen 

erhöht werden. Bislang werden 5,6 Millionen Tonnen angestrebt. Durch 

die zusätzlichen 15 Millionen Tonnen grünen Wasserstoff können laut 
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Europäischer Kommission 25-50 Milliarden Kubikmeter russisches Erd-

gas ersetzt werden. 

− Dekarbonisierung der Industrie 

Ein EU-weiter Mechanismus für Carbon Contracts for Difference, 

durch den Innovationfonds finanziert, soll die Elektrifizierung und den 

Wasserstoff-Einsatz auf Grundlage innovativer Technologien voran-

bringen.   

Zur Finanzierung dieser Notfallmaßnahmen kann laut Mitteilung die 

steuerliche Abschöpfung von „Windfall profits“ der Stromerzeu-

ger beitragen. In einem Anhang werden die Bedingungen für die Ge-

staltung eines solchen Instruments dargelegt. Auch die gestiegenen Er-

löse aus dem EU-Emissionshandel werden als Finanzierungsquelle ge-

nannt. 

− Funktionsweise der Energiemärkte 

Die Europäische Kommission kündigt an, Möglichkeiten zur Optimie-

rung des Strommarktdesigns zu untersuchen. Bezüglich des Gasmarkts 

verspricht die Kommission, ihre Untersuchungen zu möglichen Verstö-

ßen gegen die Wettbewerbsregeln fortzuführen und erwähnt in diesem 

Zug die auffällig niedrigen Füllstände der Gasspeicher in Besitz von Ga-

zprom. (Julian Schorpp)  

 

Deutschland 

  EEG-Umlage wird zum 1. Juli 2022 abgeschafft 

Deutliche Entlastung der 
Wirtschaft 

Der Koalitionsausschuss hat am 23. Februar den Weg für eine vorzei-

tige Abschaffung der EEG-Umlage zum 1. Juli 2022 freigemacht. Damit 

werden Unternehmen und private Haushalte um rund 6,5 Mrd. Euro 

entlastet. Auf die Wirtschaft entfällt ungefähr die Hälfte des Entlas-

tungsbetrags. Die Einigung ist Teil eines Zehn-Punkte-Programms. 

Eine Verpflichtung der Stromlieferanten, die Entlastung an Kunden 

weiterzugeben, soll es nicht geben. Die Bundesregierung hat aber die 

Erwartung formuliert, dass die "Entlastung in Höhe von 3,723 ct/kWh 

in vollem Umfang weitergegeben" wird. Gleichzeitig kündigt die Koali-

tion an, dass Ausnahmen, die an die EEG-Umlage gekoppelt sind ge-

nauso wie Ausnahmen von den Energiesteuern sowie Kompensations-

regelungen, "mit Wirkung zum 1. Januar 2023 überprüft und ange-

passt" werden. 

Die betrifft zunächst die Neufassung der Entlastung bei der KWK- und 

Offshore-Netzumlage. Unternehmen, die für 2023 eine entsprechende 
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Entlastung bekommen möchten, müssen das derzeit noch gültige An-

tragsverfahren beim Bafa durchlaufen, auch wenn keine Besondere 

Ausgleichsregelung für die EEG-Umlage beantragt werden muss. Erst 

im Jahr 2023 greift dann für das Jahr 2024 eine Neuregelung. Diese 

soll mit dem Osterpaket verabschiedet werden. Den Zehn-Punkte-Plan 

können Sie hier abrufen.  (Dr. Sebastian Bolay) 

 

 
 

Bundesregierung gibt Teil der Ölreserven frei und 

kauft LNG 

Turbulente Energiemärkte Der Ukraine-Krieg hat zu heftigen Reaktionen auf den Energiemärkten 

geführt. Ausgehend von hohen Niveaus zeigen sich die Preise seit dem 

russischen Einmarsch sehr volatil bei deutlich steigender Tendenz. Der 

Bund gibt einen Teil seiner Ölreserven frei sowie 1,5 Mrd. Euro für die 

kurzfristige Beschaffung von LNG.  

Zur Beruhigung des Ölmarktes gibt die Bundesregierung im Rahmen ei-

nes international abgestimmten Schritts einen Teil ihrer strategischen 

Ölreserven frei. Am 1. März 2022 hatten die Mitgliedstaaten der Inter-

nationalen Energie Agentur (IEA) in einer Sondersitzung beschlossen, 

insgesamt 60 Mio. Barrel freizugegeben. Der deutsche Anteil beträgt 

rund 435.000 t Öl, etwa 3 % der deutschen Reserve. Die Entscheidung 

wird per Ministerverordnung des BMWK umgesetzt und tritt am Tag 

nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft. Anschließend 

wird der Erdölbevorratungsverband die Mengen auf dem Markt anbie-

ten.  

Zudem stellt der Bund 1,5 Mrd. Euro für den Kauf von Flüssigerdgas 

(LNG) zur Verfügung und will so einen Beitrag zur Versorgungssicher-

heit leisten. Das Gas soll kurzfristig durch die Trading Hub Europe, den 

Marktgebietsverantwortlichen, beschafft werden und ist zur Einspei-

cherung vorgesehen. (Erik Pfeifer) 

 

 
 

Vorsorgeplan der Bundesregierung zur Gewähr-

leistung der Versorgungssicherheit 

Ukraine-Konflikt Das BMWK hat einen Vorsorgeplan zur Gewährleistung der Versor-

gungssicherheit veröffentlicht. Im Kern setzt er auf eine Forcierung der 

Energiewende, die bestehende Erdölbevorratung, eine marktlich organi-

sierte Gasreserve, den Ausbau der LNG-Infrastruktur sowie eine Diversi-

fizierung und Reservebildung bei Kohle.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/10-entlastungsschritte-fuer-unser-land.html


 

03 | 11 
10.03.2022 

 

Ziel ist es, die hohe Abhängigkeit von russischen Importen bei fossilen 

Energieträgern zu überwinden. Rund 55 % seines Gasbedarfs, 35 % der 

Ölversorgung und 50 % der Kohle bezieht Deutschland aus russischen 

Quellen. Vor dem Hintergrund der geopolitischen Zuspitzung hat das 

BMWK Arbeitsstäbe eingerichtet, die die Energieversorgung überwa-

chen. Aktuell gibt es keine Hinweise auf Versorgungsbeeinträchtigun-

gen. Das Ministerium wird aber weitere Maßnahmen zur Gewährleis-

tung der Versorgungssicherheit abstimmen und erforderlichenfalls um-

setzen. 

Hauptpunkt des Vorsorgeplans ist die Beschleunigung der Energie-

wende und der Ausbau erneuerbarer Energien, die nun als Frage der 

nationalen und europäischen Sicherheit dargestellt werden. Hierzu er-

arbeitet das BMWK aktuell Maßnahmen, die sehr schnell beschlossen 

und bereits im Sommer Wirkung zeigen sollen - vor allem geht es um 

die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren. 

Bei den Vorsorgemechanismen Öl setzt man auf die etablierten Struk-

turen der strategischen Ölreserve, die Erdöl und Erdölerzeugnisse für 

rund 90 Tage bevorratet - das sind etwa 15 Mio. t Rohöl und 9,5 Mio. t 

fertige Mineralölerzeugnisse. Die Freigabe der Ölreserven erfolgt per 

Beschluss der Internationalen Energieagentur oder alternativ auf natio-

naler Ebene per Ministerverordnung des BMWK. 

Anders als beim Öl existiert im Gasbereich keine strategische Reserve. 

Kurzfristig fanden bereits Ausschreibungen für sog. Long Term Options 

(LTOs) statt, mit denen die Speicherstände stabilisiert wurden und für 

die es bei Bedarf im März und April weitere Sonderausschreibungen 

geben soll. Parallel erarbeitet das BMWK gerade ein Gesetz, mit dem 

die Markakteure zukünftig zur Einhaltung bestimmter Speicherstände 

verpflichtet werden. Außerdem sollen nun schnellstmöglich eigene 

LNG-Anlandepunkte in Deutschland entstehen, die gleich „wasserstoff-

ready“ gebaut werden. 

Bei der Kohle setzt die Bundesregierung mit der Bundesnetzagentur ei-

nen Prozess zur Diversifizierung der Kohlelieferketten sowie Beschaf-

fung und Reservebildung gemeinsam mit den Kraftwerksbetreibern auf. 

(Erik Pfeifer) 

 

 
 

KfW-Förderung für energieeffiziente Gebäudes-

anierung startet wieder 

Seit 22. Februar wieder An-
träge möglich 

Nach dem abrupten Stopp der KfW-Förderung für energieeffiziente Ge-

bäude können seit dem 22.02.2022 wieder neue Anträge für Sanie-

rungsmaßnahmen gestellt werden, die Förderbedingungen bleiben un-

verändert. 
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Nachdem die Bundesregierung weitere Fördermittel für das Jahr 2022 

zur Verfügung gestellt hat, startete der Sanierungsteil der Bundesför-

derung für effiziente Gebäude (BEG) ab 22.02.2022 wieder. Im ersten 

Schritt hatte die KfW bereits begonnen, alle förderfähigen Altanträge 

zu bearbeiten, die bis zum vorläufigen Antragsstopp eingegangen wa-

ren. Diese werden von der KfW zeitnah nach den bisherigen Programm-

kriterien geprüft und - bei Förderfähigkeit - genehmigt. Ab dem 

22.02.2022 können nun auch wieder KfW-Anträge für die Sanierung 

zum Effizienzhaus/Effizienzgebäude und für die Sanierung durch Ein-

zelmaßnahmen gestellt werden. Die Förderbedingungen bleiben unver-

ändert. Für die neue EH40-Neubauförderung laufen derzeit intensive 

Abstimmungen innerhalb der Bundesregierung. 

Grundsätzlich gilt nach wie vor: Anträge sind vor Unterzeichnung von 

Liefer- und Leistungsvertrag oder Kaufvertrag zu stellen. Planungs- und 

Beratungsleistungen können aber schon vor dem Antrag in Anspruch 

genommen werden.  

Weitere Informationen der KfW 

Wurden Liefer- und Leistungsverträge abgeschlossen und z. B. Hand-

werksbetriebe beauftragt?  

Förderantrag kann ab dem 22.02.2022 gestellt werden, wenn eine der 

beiden Voraussetzungen greift: 

− Nur möglich bei Kredit: Vor Abschluss der Liefer- und Leistungs-

verträge wurde ein Beratungsgespräch mit dem Finanzierungs-

partner geführt und mit einem KfW-Formular dokumentiert. 

− Möglich bei Kredit und Zuschuss: Liefer- und Leistungsverträge 

enthalten eine aufschiebende/auflösende Bedingung. 

− Wurde ein Kaufvertrag für einen Ersterwerb nach Sanierung abge-

schlossen?  

Förderantrag kann ab dem 22.02.2022 gestellt werden, wenn der Kauf-

vertrag eine aufschiebende/auflösende Bedingung hinsichtlich der Ge-

währung einer BEG-Förderung enthält. 

Wohngebäude 

Die Erstellung einer Bestätigung zum Antrag (BzA) für die Sanierung 

zum Effizienzhaus sowie für Einzelmaßnahmen ist weiterhin möglich. 

Bereits erstellte BzA können für eine Antragstellung genutzt werden, 

sofern deren Gültigkeitsdatum noch nicht überschritten ist. Auch die 

Erstellung einer BzA für Neubau ist technisch weiterhin möglich, aller-

dings ohne Garantie, dass diese tatsächlich anerkannt und genutzt 

werden können. 

Nichtwohngebäude: Die Erstellung einer gewerblichen Bestätigung 

zum Antrag (gBzA) für die Sanierung zum Effizienzgebäude und für 

Einzelmaßnahmen ist ab Antragsstart wieder möglich. Bereits erstellte 
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gBzA können für eine Antragstellung genutzt werden, sofern das Gül-

tigkeitsdatum noch nicht überschritten ist. Die Erstellung einer gBzA 

für einen Neubau ist weiterhin nicht möglich. (Erik Pfeifer) 

 

 
 

Webinar zur Ausweitung der Registrierungs-

pflicht im Verpackungsgesetz 

Neuerung im gewerblichen 
Bereich sowie für Letztver-
treiber von Serviceverpa-
ckungen 

Ab dem 1. Juli 2022 greifen Neuerungen bei der Registrierungspflicht 

im Verpackungsregister LUCID der Zentralen Stelle Verpackungsregister. 

Dann haben sich nicht mehr nur Hersteller, die systembeteiligungs-

pflichte Verpackungen in Verkehr bringen dort zu registrieren, sondern 

sämtliche Hersteller.  

Betroffen sind dann unter anderem Hersteller und Vertreiber soge-

nannter gewerblicher Verpackungen, also Transportverpackungen oder 

Um- Verkaufsverpackungen, welche nicht typischerweise beim Endver-

braucher anfallen oder auch Hersteller und Vertreiber von Mehrweg-

verpackungen. Die Registrierungspflicht gilt zudem dann auch für 

Letztvertreiber von Serviceverpacken.  

Wie der Registrierungsprozess aussieht, was für bestehende Registrie-

rungen gilt und was für neue Eintragungen - dies und weitere Aspekte 

sollen in einem Webinar des DIHK zusammen mit der Zentralen Stelle 

Verpackungsregister erklärt werden. Die Veranstaltung richtet sich an 

alle interessierten Unternehmen. Das Webinar findet am 2. Mai 2022, 

von 15 - 17 Uhr virtuell statt. Anmelden können Sie sich hier. (Eva 

Weik) 

 

 
 

UN-Abkommen gegen Plastikmüll in der Umwelt 

Ziel: Rechtsverbindliches glo-
bales Abkommen 

Die UN-Umweltversammlung hat im Rahmen ihrer fünften Konferenz 

in Nairobi eine Resolution zur Aufnahme der Verhandlungen für eine 

globale Plastikkonvention verabschiedet. Nun soll bis Ende 2024 ein 

rechtsverbindliches globales Abkommen über Kunststoff und Kunst-

stoffabfall erarbeitet werden. Im Rahmen dieses Abkommens sollen 

nicht nur Vereinbarungen in Bezug auf Kunststoffabfälle Eingang fin-

den, sondern vielmehr der gesamte Lebenszyklus betrachtet werden. 

(Eva Weik) 

 

  

https://event.dihk.de/Webinar_Verpackg
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Sammlung von Altgeräten in Deutschland steigt 

2020 an 

Erhöhung um mehr als neun 
Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr 

Die Menge der in Deutschland erfassten und behandelten Elektroaltge-

räte liegt für das Jahr 2020 bei über einer Million Tonnen und damit 

höher als noch 2019. Daraus ergibt sich eine Sammelquote von mehr 

als 44 Prozent. Das EU-Sammelziel von 65 Prozent wird damit weiter-

hin deutlich unterschritten. (Eva Weik) 

 

Neues aus den Projekten 

  AHK startet deutsch-baltische Kooperation zur 

Stärkung der Kreislaufwirtschaft 

Analyse zeigt Handlungsbe-
darfe in den baltischen Staa-
ten auf 

Eine Bedarfsanalyse der AHK Baltikum zum Thema Kreislaufwirtschaft 

in Estland, Lettland und Litauen setzt sich intensiv mit dem Abfallma-

nagement der drei baltischen Staaten auseinander. Die Analyse bildet 

die Grundlage für einen bilateralen Expertenworkshop am 28. April 

2022. 

Als Mitglieder der Europäischen Union sind die baltischen Staaten zur 

Umsetzung der Abfallrahmenrichtlinie 2018/851 verpflichtet. Dass die 

Herausforderungen der drei Länder dennoch sehr unterschiedlich sind, 

zeigt die Analyse der AHK Baltikum. Besondere Herausforderungen 

stellen sich beispielsweise in der Behandlung gefährlicher Abfälle, im 

Umgang mit den Abfällen der Ölschieferindustrie, oder auch im Zusam-

menhang mit der hohen Deponierungsrate eigentlich vorsortierter und 

recyclebarer Reststoffe. 

Die Analyse ist Bestandteil eines Projektes, das den Austausch zwischen 

deutschen Expertinnen und Experten aus Forschung und Wirtschaft 

und baltischen Entscheidungsträgern befruchten und wirtschaftliche 

Potenziale aufzeigen soll. Ein Workshop am 28. April 2022 in Riga und 

eine Studienreise baltischer Entscheidungsträger nach Deutschland 

sind die weiteren Schritte.  

Abfallwirtschaftsunternehmen, die an den baltischen Märkten Interesse 

haben, können sich an die AHK Baltikum wenden. Die Analyse sowie 

die Kontaktdaten finden Sie auf der Webseite der AHK Baltikum. (Ste-

fan Kohlwes) 

 

  

https://www.ahk-balt.org/presse/themenbezogene-publikationen
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  Neue Vorreiter gesucht: Jetzt Klimaschutz-Un-

ternehmen werden! 

Bewerbungen bis 31.07.2022 Ihr Unternehmen verfolgt Klimaschutz, Umweltschutz oder die Anpas-

sung an die Klimakrise als strategisches Unternehmensziel? Wenn ja, 

dann bewerben Sie sich, um Teil der Exzellenzinitiative Klimaschutz-

Unternehmen e. V. zu werden.  

Das Bundeswirtschaftsministerium, das Bundesumweltministerium so-

wie der Deutsche Industrie- und Handelskammertag fordern zum Mit-

machen auf. Teilnehmen können Firmen aller Größen und Branchen. 

Um ein schnelles Feedback zu Ihren Bewerbungschancen zu erhalten, 

machen Sie bitte den Online-Check. Die Bewerbungsfrist endet am 

31.07.2022. Zum gemeinsamen Mitgliederaufruf der Ministerien, des 

DIHK und der Klimaschutz-Unternehmen gelangen Sie hier. (Florian 

Beißwanger) 

 

  Machen Sie mit beim Projekt „Wege zum klima-

neutralen Unternehmen“! 

Plätze frei! Mit dem Projekt „Wege zum klimaneutralen Unternehmen“ des Ver-

bands Klimaschutz-Unternehmen e. V. und der Universität Kassel wird 

den teilnehmenden Unternehmen aller Branchen und Größenordnun-

gen der Weg zur Klimaneutralität aufgezeigt. Für die zweite Projekt-

runde gibt es noch Plätze.  

Projekt startet am 1. Mai 

Runde 2 des Projekts „Wege zum klimaneutralen Unternehmen“ startet 

am 1. Mai 2022 und steht auch Unternehmen offen, die keine oder 

noch nicht Klimaschutz-Unternehmen sind. Eine Anmeldung ist bis 15. 

März möglich. 

Option auf Schwerpunktthema Zirkularität 

Optionales Schwerpunktthema dieser Runde ist Zirkularität. Vor dem 

Hintergrund des Green Deals der EU und der Digitalagenda des Bundes-

umweltministeriums (BMUV) werden digitale Produktpässe zur Förde-

rung einer Kreislaufwirtschaft gefordert. Solche Produktpässe sind zu-

künftig für alle Produkte, Dienstleitungen und Lebensmittel geplant. 

Unternehmen, die dieses Schwerpunktthema wählen, können bei einer 

Pilotgruppe innerhalb des Projekts mitmachen. Ziel ist es, in dieser 

Gruppe eine Methode zur Erstellung digitaler Produktpässe entlang in-

dustrieller Wertschöpfungsketten zu entwickeln und zu validieren. An-

https://www.klimaschutz-unternehmen.de/mitglied-werden/
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/aktuelles/aktuelle-nachrichten/artikel/?tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Bnews%5D=683&cHash=e4595328d788320b41d6a9bbd4868d18
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strengungen der Unternehmen im Bereich der Zirkularität können so-

wohl für die Erstellung von Produktpässen genutzt werden als auch um 

sie als Klimaschutzmaßnahmen auszuweisen. 

Förderoptionen für Transformationskonzepte  

Für die Teilnehmer des Projekts kommt die Bundesförderung für Ener-

gie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft des BAFA für Transfor-

mationskonzepte von Unternehmen in Frage. Damit können 50 Prozent 

der Kosten für Nicht-KMU und 60 Prozent der Kosten für KMU geför-

dert werden. Der maximale Förderbetrag liegt bei 80.000 Euro. Unter-

nehmen, die bei dem Projekt mitmachen, können diese Förderung beim 

VDI/VDE beantragen und versuchen, darüber einen Teil der Kosten ab-

zudecken. Noch vor Start des Projekts organisieren die Klimaschutz-

Unternehmen für die Teilnehmer dazu ein Seminar. 

Mehr Informationen zum Projekt, einen Leistungskatalog sowie zur Op-

tion Zirkularität finden Sie hier. Ihr Unternehmen ist interessiert? Ha-

ben Sie Fragen? Melden Sie sich bei Projektleiterin Nina Goßlau (goss-

lau@klimaschutz-unternehmen.de) 

(Nina Goßlau) 

 

Veranstaltungen 

  Erneuerbare Energien für den Klimaschutz: der 

Green Deal als Chance für den Mittelstand? 

16. März 2022, 10 - 11 Uhr, 
KAS und DIHK-Veranstaltung 

Inwiefern der Green Deal und die Reform der Erneuerbare-Energien-

Richtlinie tatsächlich einen Beitrag leisten können, den Wandel in der 

Wirtschaft hin zur Klimaneutralität voranzutreiben, diskutieren die 

Konrad Adenauer Stiftung und der Deutsche Industrie- und Handels-

kammertag mit dem im Industrieausschuss des Europäischen Parla-

ments zuständigen Berichterstatter Dr. Markus Pieper sowie Vertretern 

der Europäischen Kommission und Unternehmen. 

Der Green Deal der EU betrifft die deutsche Wirtschaft und damit auch 

den industriellen Mittelstand auf breiter Front. Die höheren europäi-

schen Klimaziele sollen unter anderem über die zahlreichen gesetzli-

chen Anpassungen des sogenannten „Fit-for-55-Pakets“ erreicht wer-

den. 

Die sich aus diesen Gesetzgebungsvorschlägen ergebenden höheren 

CO2-Preise und strengeren ordnungsrechtlichen Vorgaben erfordern in 

vielen Unternehmen in den nächsten Jahren eine Umstellung der Ener-

gieversorgung und Investitionen in neue, emissionsärmere Produktions-

verfahren. Die Versorgung mit klimafreundlichen Energieträgern und 

Ausgangsstoffen wird zu einer entscheidenden Standortfrage für die 

https://www.klimaschutz-unternehmen.de/ueber-uns/projekt-wege-zum-klimaneutralen-unternehmen/
mailto:gosslau@klimaschutz-unternehmen.de
mailto:gosslau@klimaschutz-unternehmen.de
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deutsche Industrie. Genau hier setzt die Novelle der Erneuerbare-Ener-

gien-Richtlinie (Renewable Energy Directive - RED) der EU an, die zu 

einem schnelleren Ausbau der erneuerbaren Energie in den 27 Mit-

gliedstaaten beitragen soll. Die bestehenden Ausbauziele sollen sub-

stanziell angehoben werden, wodurch sich der Anteil der erneuerbaren 

Energien am Endenergieverbrauch der EU in nicht einmal zehn Jahren 

nahezu verdoppeln soll. Zudem sollen auch erstmals Ziele für die Ver-

wendung erneuerbarer Energien in der Industrie und im Gebäudesektor 

festgelegt werden und ein Zertifizierungssystem für erneuerbaren Was-

serstoff auf den Weg gebracht werden. 

Dr. Markus Pieper wird im Rahmen dieser Auftaktveranstaltung des 

KAS-DIHK Forum Mittelstand seinen Berichtsentwurf zur Reform der 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie vorstellen und mit den Teilnehmenden 

diskutieren. 

Die Anmeldung erfolgt über die Veranstaltungswebseite, auf der Sie 

auch das vollständige Programm finden. (Julian Schorpp)  

 
 

Webinar zur Abfallwirtschaft in Lateinamerika 

16.03.2022/14 - 16 Uhr Am 16. März 2022 um 14:00 Uhr lädt die PREVENT Abfall Allianz zu ei-

nem Webinar über die Chancen und Herausforderungen der Abfallwirt-

schaft in Lateinamerika. 

Im Rahmen der Veranstaltung geben die deutschen Auslandshandels-

kammern (AHKs) in Chile, Paraguay und Uruguay einen Einblick in die 

jeweiligen Märkte. Zudem stellen die drei Kammern ihre derzeitigen 

Projekte im Rahmen der vom Bundesumweltministerium geförderten 

Exportinitiative Umwelttechnologien vor. Das Waste Hub of Climate 

and Clean Air Coalition (CCAC) vervollständigt die Runde der Referen-

tInnen und liefert Einblicke in die laufenden Aktivitäten in Lateiname-

rika. Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der anschließenden Diskus-

sion mit den TeilnehmerInnnen. 

 

Die Veranstaltungssprache ist Englisch. Es handelt sich um eine Veran-

staltung der PREVENT Waste Alliance, zu der externe InteressentInnen 

ebenso willkommen sind. 

 

Eine Anmeldung ist per E-Mail an greentech@dihk.de möglich. (Bert 

Wibel) 

 

  

https://event.dihk.de/webinarerneuerbareenergiengreendeal
mailto:greentech@dihk.de
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Online-Seminar: Die Circular Economy im in-

dustriellen Mittelstand 

Klimaschutz-Unternehmen 
gemeinsam mit Eolos GmbH 

Wie gelingt zirkuläres Wirtschaften in Unternehmen? Mit dieser Frage 

setzt sich das Online-Seminar des Klimaschutz-Unternehmen e. V. und 

seinem Kooperationspartner Eolos GmbH auseinander.  

Neben der Vorstellung der grundlegenden Prinzipien zirkulären Wirt-

schaftens durch Eolos-Geschäftsführer Henri Cuin, berichtet die Hager 

Group in dem kostenlosen Webinar, wie sie diese Art des Wirtschaftens 

in der Praxis umsetzt. Termin: 26. April, 10 - 11 Uhr. Zur Anmeldung 

geht es hier. (Florian Beißwanger) 

 

https://www.klimaschutz-unternehmen.de/veranstaltungen/kommende-veranstaltungen/anmeldung-eolos-26042022

